
SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 15/560 (neu)
15. Wahlperiode 00-12-06

Bericht und Beschlussempfehlung

des Innen- und Rechtsausschusses

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichs-
gesetzes und des Jugendförderungsgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 15/524 (neu)

b) Bericht und Vorschläge der Landesregierung zur Beschluss-
empfehlung des Sonderausschusses „Kommunales zur Wei-
terentwicklung der Beziehungen zwischen dem Land und den
Kommunen“

Bericht der Landesregierung
Drucksache 15/526

Der Landtag hat den Gesetzentwurf Drucksache 15/524 (neu) sowie den Bericht der
Landesregierung Drucksache 15/526 dem Innen- und Rechtsausschuss federführend
und zur Mitberatung der Enquetekommission zur Neuordnung der Beziehungen zwi-
schen Land und Kommunen sowie der Kommunen untereinander durch Plenarbe-
schluss vom 15. November 2000 überwiesen.

Der Innen- und Rechtsausschuss hat diese Vorlagen in drei Sitzungen - darunter eine
Anhörung gemeinsam mit der Enquetekommission - beraten, zuletzt am 6. Dezember
2000. Ein Votum der an der Beratung beteiligten Enquetekommission lag bis zur ab-
schließenden Beratung im federführenden Innen- und Rechtsausschuss nicht vor.

Der Innen- und Rechtsausschuss unterbreitet dem Landtag folgende Beschluss-
empfehlungen:

1. Mit den Stimmen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die
Stimmen von CDU und F.D.P. empfiehlt der Ausschuss dem Landtag,
den Gesetzentwurf in der rechten Fassung der nachstehenden Gegen-
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überstellung anzunehmen. Änderungen gegenüber der Vorlage sind durch
Fettdruck kenntlich gemacht.

2. Einstimmig empfiehlt der Ausschuss dem Landtag, den Bericht der Lan-
desregierung Drucksache 15/526 zur Kenntnis zu nehmen.

Monika Schwalm
Vorsitzende
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Gesetz
zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

und des Jugendförderungsgesetzes

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Ausschussvorschlag:

Artikel 1
Änderung des Finanzaus-

gleichsgesetzes

Artikel 1
Änderung des Finanzaus-

gleichsgesetzes

Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. Februar 1999
(GVOBl. Schl.-H. S. 47), geändert durch Ge-
setz vom 23. Dezember 1999 (GVOBl. Schl.-
H. 2000 S. 2), wird wie folgt geändert:

Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. Februar 1999
(GVOBl. Schl.-H. S. 47), geändert durch Ge-
setz vom 23. Dezember 1999 (GVOBl. Schl.-
H. 2000 S. 2), wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Abs. 1 Satz 1 werden der Verbund-
satz „19,0 %” durch den Verbundsatz
„19,79 %” und die Worte „abzüglich eines
Betrages von jährlich 50 Millionen DM in
den Finanzausgleichsjahren 1999 und
2000” durch die Worte „abzüglich eines
Betrages von jährlich 75 Millionen DM in
den Finanzausgleichsjahren 2001 bis
2004 sowie zuzüglich eines Betrages von
jährlich 15 Millionen DM in den Jahren
2001 bis 2004, der der Finanzaus-
gleichsmasse gemäß § 19 Abs. 3 aus
dem Vermögen des Kommunalen Investi-
tionsfonds zugeführt wird” ersetzt.

1. unverändert

2. In § 6 wird nach Absatz 5 folgender Ab-
satz 6 angefügt:

2. unverändert

„(6) Bleibt die Entwicklung des erforderli-
chen Betrages für Zuweisungen zu den
Jugendhilfekosten (§ 7 Abs. 1 Nr. 11) in
den Jahren 2001 bis 2004 hinter der Ent-
wicklung des Betrages wesentlich zurück,
wie er sich unter Berücksichtigung der
Veränderungen des Vergütungstarifver-
trages des Bundes-Angestelltentarifver-
trages für den Bereich des Bundes und
der Tarifgemeinschaft der Länder im glei-
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chen Zeitraum entwickelt haben würde, ist
der Verbundsatz nach § 5 Abs. 1 Satz 1
zum 1. Januar 2005 entsprechend anzu-
heben.”

3. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 3. unverändert

a) In Nummer 1 wird der Betrag „30,0 Mil-
lionen DM” durch den Betrag „35,0
Millionen DM” ersetzt.

b) Nach Nummer 10 werden der Punkt
durch ein Komma ersetzt und folgende
Nummer 11 angefügt:

„11.die Zuweisungen zu den Jugend-
hilfekosten nach § 25 d der erfor-
derliche Betrag.”

4. § 19 wird wie folgt geändert: 4. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte
„Fonds zur Vergabe von Darlehen für
wirtschaftsfördernde und umweltschüt-
zende Maßnahmen” durch die Worte
„Fonds zur Vergabe von Darlehen und
Zuschüssen für kommunale Infra-
strukturinvestitionen” ersetzt.

a) unverändert

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3
eingefügt:

b) unverändert

„(3) Von dem Vermögen des Kommu-
nalen Investitionsfonds nach Absatz 1
wird in den Jahren 2001 bis 2004 je-
weils zum Stichtag 1. Januar ein Be-
trag von 15 Millionen DM entnommen
und der Finanzausgleichsmasse zu-
geführt. Absatz 2 bleibt unberührt.”

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. c) unverändert

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5
und erhält folgende Fassung:

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5
und erhält folgende Fassung:

„(5) Die Gemeinden, Kreise, Ämter,
Zweckverbände sowie Wasser- und
Bodenverbände, soweit sie kommu-
nale Aufgaben wahrnehmen, erhalten
aus dem Kommunalen Investitions-
fonds Darlehen und Zuschüsse für
kommunale Infrastrukturmaßnahmen.
Von der Förderung ausgeschlossen
sind Finanzierungen von Krankenhäu-
sern, sonstigen kommunalen Einrich-
tungen des Gesundheitswesens und
Pflegedienstes sowie Kraftwerksanla-

„(5) Die Gemeinden, Kreise, Ämter,
Zweckverbände sowie Wasser- und
Bodenverbände, soweit sie kommu-
nale Aufgaben wahrnehmen, erhalten
aus dem Kommunalen Investitions-
fonds Darlehen und Zuschüsse für
kommunale Infrastrukturmaßnahmen.
Von der Förderung ausgeschlossen
sind Finanzierungen von Krankenhäu-
sern, sonstigen kommunalen Einrich-
tungen des Gesundheitswesens,
des Pflegedienstes und des öf-
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gen zur Energie- und Wärmeversor-
gung.”

fentlichen Personennahverkehrs
sowie Kraftwerksanlagen zur Energie-
und Wärmeversorgung.”

e) Nach dem neuen Absatz 5 wird fol-
gender neuer Absatz 6 eingefügt:

e) unverändert

„(6) Zuschüsse können in Höhe des
jährlich erwirtschafteten Überschusses
des Kommunalen Investitionsfonds im
Benehmen mit den Landesverbänden
der Gemeinden und Kreise in den
Folgejahren für jährlich neu festzule-
gende Förderschwerpunkte vergeben
werden.”

f) Die bisherigen Absätze 5 bis 7 werden
Absätze 7 bis 9.

f) unverändert

5. Nach § 25 c wird folgender § 25 d einge-
fügt:

5. unverändert

„§ 25 d
Zuweisungen zu den Jugend-

hilfekosten

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte er-
halten aus den nach § 7 Abs. 1 Nr. 11 be-
reitzustellenden Mitteln Zuweisungen zu
den Kosten der Jugendhilfe. Die Zuwei-
sungen betragen im Jahr 2001  81,4 Milli-
onen DM; der Zuweisungsbetrag erhöht
oder vermindert sich ab 2002 gegenüber
dem Vorjahresbetrag in dem selben Ver-
hältnis, wie sich die Finanzausgleichs-
masse jeweils gegenüber dem Vorjahr
verändert.

(2) Die Verteilung der Mittel nach Absatz
1 regelt das Ministerium für Justiz, Frau-
en, Jugend und Familie durch Landes-
verordnung. Dabei sind die Bevölke-
rungsstruktur, die Sozialstruktur und die
Höhe der Aufwendungen in der Jugend-
hilfe zu berücksichtigen.”

6. § 28 wird wie folgt geändert: 6. unverändert

a) In Absatz 2 werden die Worte „in ei-
nem Vomhundertsatz der Umlage-
grundlagen (Umlagesatz)” durch die
Worte „in Vomhundertsätzen der Um-
lagegrundlagen (Umlagesätze)” er-
setzt.
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b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3
eingefügt:

„(3) Werden die Vomhundertsätze, die
der Kreis von den Steuerkraftzahlen
der einzelnen Steuern als Kreisumlage
erhebt (Umlagesätze), verschieden
festgesetzt, darf der höchste Umlage-
satz den niedrigsten um nicht mehr als
ein Drittel übersteigen. Der Umlage-
satz der Schlüsselzuweisungen darf
nicht höher sein als der niedrigste
Umlagesatz der Steuerkraftzahlen. Für
die Finanzausgleichsumlage gilt der
für die Schlüsselzuweisungen festge-
setzte Umlagesatz.”

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 wer-
den Absätze 4 und 5.

d) In Absatz 4 werden in Satz 1 die Worte
„des Umlagesatzes” durch die Worte
„der Umlagesätze” und in Satz 2 die
Worte „des Umlagesatzes” durch die
Worte „der Umlagesätze” sowie die
Worte „den bisherigen Umlagesatz”
durch die Worte „die bisherigen Umla-
gesätze” ersetzt.

e) Der neue Absatz 5 erhält folgende
Fassung:

„(5) Übersteigt die Steuerkraftmess-
zahl einer Gemeinde (§ 10) abzüglich
der Finanzausgleichsumlage (§ 30)
einen vom Kreis festzusetzenden
Vomhundertsatz ihrer Ausgangsmess-
zahl (§ 9), hat der Kreis von dem ü-
bersteigenden Betrag eine zusätzliche
Kreisumlage zu erheben. Der Vom-
hundertsatz darf 110 % nicht unter-
schreiten. Die Umlagesätze für die zu-
sätzliche Kreisumlage dürfen die Um-
lagesätze für die allgemeine Kreisum-
lage nach Absatz 2 nicht übersteigen.”

f) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6
eingefügt:

„(6) Der Kreis kann die finanziellen
Folgen von Vereinbarungen zwischen
dem Kreis und einer oder mehrerer
Gemeinden, durch die von der allge-
meinen Verteilung der Aufgaben zwi-
schen dem Kreis und den Gemeinden
abgewichen wird, bei der Kreisumlage
der betroffenen Gemeinde oder Ge-
meinden berücksichtigen. Satz 1 gilt
für Vereinbarungen mit Ämtern hin-
sichtlich der Kreisumlage der amtsan-
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gehörigen Gemeinden entsprechend.”

g) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7.

7. In § 29 Satz 1 werden die Worte „Absätze
3 und 4” durch die Worte „Absätze 4 bis
6” ersetzt.

7. unverändert

8. § 30 wird wie folgt geändert: 8. unverändert

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„Die Finanzausgleichsumlage fließt zur
einen Hälfte den nach § 7 Abs. 2 Nr. 1
zu verteilenden Mitteln und zur ande-
ren Hälfte demjenigen Kreis zu, von
dessen Gemeinden die Umlage auf-
gebracht wird.”

b) In Absatz 2 erhält der zweite Halbsatz
nach dem Semikolon folgende Fas-
sung:

„dieser ist verpflichtet, die Hälfte der
Finanzausgleichsumlage unverzüglich
an das Land weiterzuleiten, sofern
dieser Anteil der Umlage nicht mit der
Zahlung der Schlüsselzuweisungen an
den Kreis verrechnet wird.”

Artikel 2
Änderung des Jugendförde-

rungsgesetzes

Artikel 2
Änderung des Jugendförde-

rungsgesetzes

Das Jugendförderungsgesetz vom 5. Februar
1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 158 ber. S. 226),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. De-
zember 1998 (GVOBl. Schl.-H. S. 460), wird
wie folgt geändert:

unverändert

1. In § 55 wird nach Absatz 2 folgender Ab-
satz 3 angefügt:

„(3) Die örtlichen Träger der Jugendhilfe
führen die Angelegenheiten der Jugend-
hilfe in eigener Verantwortung durch und
legen dem überörtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe alle zwei Jahre,
erstmals zum 1. Januar 2001, Berichte ü-
ber Stand und Inhalt ihrer Jugendhilfepla-
nung nach den Absätzen 1 und 2 vor.”
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2. § 58 erhält folgende Fassung:

„§ 58
Finanzierungsbeteiligung

Das Land fördert Maßnahmen der örtli-
chen Jugendhilfeträger zur Förderung der
Erziehung in der Familie nach den §§ 16
bis 18 SGB VIII sowie Maßnahmen zum
besonderen Schutz junger Menschen ins-
besondere nach § 27 dieses Gesetzes
nach Maßgabe des Landeshaushalts.”

Artikel 3 Artikel 3

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001 in
Kraft.

unverändert


